Der Verbandstag des Schweizerischen Eisenbahner-Verbandes

eb. Am 27. und 28. Juni waren in Bern die Delegierten des Schweiz, Eisenbahnerverbandes zur ordentlichen Delegiertenversammlung versammelt, an der neben der Erledigung der Verwaltungsgeschäfte, wobei Bern als Vorort bestätigt wurde, und neben der Schaffung einer neuen gemeinsamen Unterstützungs- und Darlehenskasse vor allem die Vorlagen zum eidgenössischen Beamtengesetz und zum Verwaltungs- und Disziplinargericht besprochen wurden. Wie dies bereits alle bisher zusammengetretenen Versammlungen der Verbände mit eidgenössischem Personal - darunter bekanntlich auch der unsrige - getan hatten, so sah sich auch derjenige des S.E.V. veranlasst, gegen die beiden Gesetzesentwürfe zu protestieren. Einstimmig wurde die nachstehende Resolution angenommen:
„Der Kongress hat Kenntnis genommen vom Entwurf des Bundesrates zu einem neuen eidgenössischen Besoldungsgesetz. Er stellt fest, dass der bundesrätliche Entwurf das Ziel verfolgt, die Stellung des eidgenössischen Personals in rechtlicher und sozialer Beziehung ohne stichhaltige Begründung einschneidend zu verschlechtern. Der Entwurf hat daher in den Reihen des Personals berechtigte Entrüstung hervorgerufen und, schärfste Verurteilung erfahren. Die vom Ständerat, beschlossenen Aenderungen vermögen den ungünstigen Eindruck, den das ganze Personal von den Vorschlägen des Bundesrates erhalten hat, nicht zu ändern, weil auch sie auf die tatsächlichen Verhältnisse und die Leistungen des mittleren und unteren Personals in absolut ungenügender Weise Rücksicht nehmen. Der Kongress erwartet, dass der Entwurf durch die bevorstehenden Beratungen im Nationalrat noch in entscheidender Weise verbessert werden und dass auch das langjährige und durchaus berechtigte Postulat der Ueberführung des gesamten Personals ins Angestelltenverhältnis berücksichtigt werde, damit ihm auch das Personal seine Zustimmung geben könne. 
Der Schweizerische Eisenbahnerverband ist sich darüber im klaren, dass mit der Beschlussfassung über das eidgenössische Besoldungsgesetz eine Entscheidung von grösster Bedeutung bevorsteht. Er wird daher alle Mittel in Erwägung ziehen, die geeignet sein können, der Eisenbahnerschaft diejenige soziale Stellung zu erringen, die der Bedeutung ihrer Arbeit für die Volkswirtschaft entspricht und, den Verbande und seinen Mitgliedern auch weiterhin die verfassungsmässige Freiheit und Unabhängigkeit sichern.

Der Kongress macht die Oeffentlichkeit nachdrücklich darauf aufmerksam, dass der Entwurf des Bundesrates betreffend die eidgenössische Verwaltungs- und Disziplinarrechtspflege, soweit die letztere in Frage kommt, in keiner Weise den Forderungen gerecht wird, die im einschlägigen Verfassungsartikel enthalten sind. Der Entwurf stellt einen Versuch dar, den heutigen unhaltbaren Zuständen in der Disziplinarrechtspflege der Bundesbetriebe die gesetzliche Sanktion zu verleihen. Der Kongress legt gegen diese Missachtung des Volkswillens und der Bundesverfassung Verwahrung ein. Er begrüsst die vom Föderativverband ausgearbeiteten Gegenvorschläge und richtet an die Bundesversammlung das dringliche Begehren, ihnen zu entsprechen, indem sie Gewähr bieten, dass endlich eine vertrauenserweckende Disziplinarrechtspflege geschaffen werden kann."
In einer weiteren Entschliessung wird sodann auch mit folgenden Worten Stellung genommen gegen die Anmassung gewisser Neben- und Strassenbahndirektoren:

„Der Kongress nimmt Kenntnis vom Stande der Bewegungen bei den schweizerischen Privatbahnen. Er stellt dabei fest, dass bei den rückständigen Verwaltungen, besonders bei der Wynentalbahn und Aarau-Schöftland-Bahn, immer noch der Kampf um die Anerkennung der Organisation geführt werden muss. Der Kongress spricht den Kollegen bei den Privatbahnen seine volle Sympathie aus und versichert sie der Solidarität des gesamten Verbandes im Kampfe gegen die Reaktion und Unvernunft einer Anzahl Privatbahnverwaltungen“.
Ernst Eichenberger.
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